
Die wetterbedingten Spitzen
der Energieerzeugung
mit Solar- und Windkraft
strapazierendie Stromnetze.
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WIESBADEN/MAINZ. Digitale
Stromzähler und Netze sowie
E-Autos als Stromspeicher
könnten die wetterbedingten
Spitzen der Energieerzeugung
durch Solar- und Windkraft
ausgleichen. Dafür sind aller-
dings Milliardeninvestitionen
der kommunalen Energiever-
sorger vor Ort notwendig. Das
bedeutet für die Kommunen,
dass die Gewinne der Versor-
ger nicht im gleichen Umfang
wie bisher ausgeschüttet wer-
den können, betonen die Vor-
sitzenden der Verbände der
kommunalen Unternehmen
(VKU), Stadtwerke-Trier-Vor-
stand Arndt Müller (Rhein-
land-Pfalz) und Mainova-Vor-
standschef Michael Maxelon
(Hessen) im Interview. Aller-
dings stelle sich damit für
Kommunen die Frage, wie
künftig defizitäre Betriebe wie
der ÖPNV und die Bäder fi-
nanziert werden.

Wo stehen die Energieversorger
in der Energiewende?
Michael Maxelon: Als kom-

munale Energieversorger be-
greifen wir uns als Rückgrat
der Gesellschaft, denn ohne
Energie würde das Leben still-
stehen. Dabei müssen die drei
Dimensionen Versorgungssi-
cherheit, Umweltschutz sowie
Bezahlbarkeit in Einklang ge-
bracht werden.

Der Fokus verschiebt sich in der
Debatte zu den Themen Versor-
gungssicherheit und Kosten,
bleibt Klimaschutz auf der Stre-
cke?
Maxelon: Die Energiewende

ist in einer neuen Phase ange-
kommen, in der wir konkret
die nächsten Jahre in den
Blick nehmen. Auch wenn
Klimaschutz nicht mehr das
Thema Nummer eins ist, be-
steht Konsens über dieses
Ziel.

Was sind die größten Hürden?
Arndt Müller:Wir müssen ein

volatiles Energieversorgungs-
system effizient managen.
Grundsätzlich wollen wir mit
der geringsten preislichen Be-
lastung der Kunden, die maxi-
male Wirkung beim Klima-
schutz erreichen.
Maxelon: Dabei werden wir

mit fünf Engpässen konfron-
tiert: schwierige Finanzie-

rung, langwierige Genehmi-
gungen, gestörte Lieferketten,
fehlende Kapazitäten im Tief-
bau und Fachkräftemangel.

Können die kommunalen Versor-
ger die Investitionen stemmen?
Müller: Die Umsetzung der

Energiewende ist extrem kos-
tenintensiv. Wir müssen nicht
nur in PV-Anlagen, Wind-
kraft, Geothermie investieren,
sondern auch Speicherkapazi-
täten schaffen und den Fuhr-
park umrüsten. Allein für In-
vestitionen in Rheinland-Pfalz
rechnen wir mit einem Bedarf
von 70 bis 100 Milliarden
Euro.
Maxelon: Alleine Mainova

hat sich vorgenommen bis
zum Jahr 2029 zweieinhalb
Milliarden Euro in die Ener-
giewende zu investieren. Das
ist mindestens das Dreifache
von dem, was wir bisher im
Schnitt investiert haben.

Welche Konsequenzen hat das?
Maxelon: Das bedeutet für

die Kommunen, dass Gewin-
ne der Versorger nicht im glei-
chen Umfang wie bisher aus-
geschüttet werden können.
Denn die Eigenkapitalbasis
muss gestärkt werden, um
Kredite aufnehmen zu kön-
nen. Die Frage stellt sich für
jedes Stadtwerk und die je-
weiligen Kommune: Wie sol-
len defizitäre Betriebe wie der
öffentliche Nahverkehr oder
die Bäder finanziert werden?

Bisher haben die Energiever-
sorger ihren Beitrag geleistet.
Die Schulden der Kommunen
können aber nicht von den
Energieversorgern ausgegli-
chen werden.

Wo liegen Investitionsschwer-
punkte?
Müller: Gerade im eher länd-

lich geprägten Rheinland-
Pfalz investieren wir nicht
mehr nur in die Energieerzeu-
gung, sondern inzwischen vor
allem in die Flexibilität des
Systems. Wir müssen jetzt
klären welche Investitionen
mit welcher Priorität erfolgen
müssen. Das ist ein mühsa-
mer Weg.

Wurden die Genehmigungsver-
fahren wie versprochen verein-
facht?
Maxelon: Das bleibt ein The-

ma. Der Genehmigungspro-
zess könnte beispielsweise
durch Typengenehmigungen
weiter vereinfacht werden.
Oder es sollten ganze Straßen-
züge und nicht einzelne Par-
zellen genehmigt werden. Da-
bei müssen alle Gewerke in
Einklang gebracht werden.
Sonst werden die Bürger mit
einer Baustelle nach der ande-
ren belastet. Wir spüren den
Willen in den Kommunen,
aber tatsächlich ist es noch
ein weiter Weg.
Müller:Man kann nicht hof-

fen, dass jetzt massenhaft
neues Personal in die Geneh-

migungsbehörden strömt. Al-
so müssen wir vereinfachen
und digitalisieren. Bei der Di-
gitalisierung ist noch viel Luft
nach oben.

Solaranlagen produzieren vor
allem zur Mittagszeit viel Ener-
gie.Was bedeutet das?
Maxelon: Die Spitzen bei der

solaren Stromproduktion stra-
pazieren die Netze. In sonni-
gen Monaten werden mit den
heimischen Solaranlagen bis
11 Uhr morgens zunächst die
Speicher im Keller gefüllt, da-
nach kommt der Strom in den
öffentlichen Stromnetzen an.
Mit der Folge: Tagsüber sehen
wir das Phänomen der negati-
ven Preise. Wenn mehr Strom
erzeugt als verbraucht wird,
müssen Energieversorger be-
zahlen, damit ihr Strom abge-
nommen wird. Nach Sonnen-
untergang gehen die Strom-
preise dagegen nach oben
durch die Decke.

Was ist zu tun?
Müller: Wir müssen Intelli-

genz in die Energiesysteme
bringen, um die Schwankun-
gen der Stromproduktion in
den Netzen zu meistern.
Gleichzeitig müssen wir simu-
lieren, was in den Stromnet-
zen passiert, wenn in einem
Stadtviertel massiv Solaranla-
gen zugebaut werden, Lade-
infrastruktur für E-Autos ge-
schaffen wird oder Wärme-
pumpen Öl- und Gasheizun-
gen ersetzen. Auf dieser Basis
können dann Investitionsent-
scheidungen fallen.

Reichen die Netzkapazitäten
aus?
Maxelon: Die Stromnetze

sind in den 1950er und 1960-
er für einen viel geringeren
Bedarf ausgerichtet worden.
Wir müssen die Netze weiter
ausbauen. In Frankfurt haben
wir beispielsweise noch einen
Anteil von 60 Prozent an Gas-
heizungen. Wenn diese Hei-
zungen durch Wärmepumpen
ersetzt werden, dann wird das
mit den vorhandenen Strom-
leitungen nicht funktionieren.
Aber nicht nur durch die
Energiewende ist die erforder-
liche Anschlussleistung mas-
siv gewachsen. Dazu kommt
die Elektrifizierung der Auto-
flotten. Und dann haben wir

von den Rechenzentren noch
gar nicht geredet.

Welcher Bedarf besteht?
Maxelon: Beim Verbrauch ha-

ben die Rechenzentren in
Frankfurt den Flughafen
längst überholt. Allein im
Stadtgebiet Frankfurts sind
rund 70 Rechenzentren ange-
schlossen. Dort muss der
Netzbetreiber bei Anfragen
nach Netzanschlüssen bereits
die Zusagen beschränken.
Und da müssen wir aufpas-
sen, dass noch ausreichend
Netzkapazitäten für die Ener-
gie- und Wärmewende vor-
handen ist.

Wie teuer wird der Netzausbau
für den Endkunden?
Müller: Die Bundesnetzagen-

tur versucht die Netzentgelte,
die einen nicht unerheblichen
Teil des Strompreises für End-
kunden bilden, nach unten zu
drücken. Die Versorger aber
müssen ihre Investitionen re-
finanzieren.

Digitale Stromzähler sollen eine
flexible Steuerung ermöglichen.
Wie weit sind sie mit dem Aus-
bau?
Müller: In den urbanen Räu-

men erfolgt die Ausrüstung
mit Smart Metern schneller
als auf dem Land.
Maxelon: Bei Mainova sind

wir bei etwa 22 Prozent und
haben damit die gewünschte
Marke von 20 Prozent bis En-
de des Jahres 2025 bereits
überschritten.
Müller: Allerdings ist es sinn-

voll, den Preis für diese Leis-
tung nicht so zu regulieren,
dass es für die Versorger nicht
kostendeckend ist. Kunden
haben oft kein Interesse an
den Geräten, da die Smart Me-
ter relativ teuer sind und sich
nicht so schnell rentieren.
Aber sie sind hilfreich, um die
Flexibilitäten zu managen.
Für ein System auf der Basis
volatiler Erzeugung mit Wind
und Sonne braucht man digi-
tale Stromzähler für die Steue-
rung.

Welche Rolle können E-Autos
bei der Speicherung von Strom
spielen?
Müller: Ein E-Auto kann

nicht nur Strom aufnehmen,
sondern auch abgeben, wo-
durch es zum mobilen Strom-
speicher wird. Das würde
beim flexiblen Management
der Belastung der Stromnetze
helfen. Die Hürden für das so-
genannte bidirektionale La-
den liegen nicht im techni-
schen Bereich. Es geht mal
wieder um Regulatorik und
steuerliche Fragen, die die
Nutzung behindern.
Maxelon: Durch Digitalisie-

rung muss es gelingen, dass
die Energieerzeugung intelli-
gent verteilt wird. Also kön-
nen zunächst am Morgen die
Solaranlagen Strom in das
Netz einspeisen. Wenn mit-
tags zu viel Strom im Angebot
gibt, kann der Speicher im
Keller gefüllt werden.

Welche Probleme gibt es?
Müller: Diese flexible Steue-

rung muss politisch flankiert
werden. Es muss also ermög-
licht werden, dass wir vor Ort
in die Anlagen der Haushalte
eingreifen dürfen. Dafür brau-
chen wir einen gesetzlichen
Rahmen.

Wie geht es weiter?
Müller: Wichtig ist: Es gibt

keine Deutschland-Schablone
für die Energiewende. Jeder
Energieversorger muss seine
Bedingungen kennen und die
Systeme vor Ort entsprechend
gestalten.

Das Interview führte
Karl Schlieker.

Nach Überzeugung der VKU-Vorsitzenden Rheinland-Pfalz und Hessen, Arndt Müller und Michael
Maxelon (rechts) müssen die Stromnetze digitalisiert und ausgebaut werden. Foto: Karl Schlieker

Allein für Investitionen
in Rheinland-Pfalz
rechnen wir mit einem
Bedarf von 70 bis 100
Milliarden Euro.

Arndt Müller,
Vorsitzender, VKU Rheinland-Pfalz

. Der Vorstandschef der Maino-
va,Michael Maxelon, ist seit
Mai 2025 Vorsitzender der VKU-
Landesgruppe Hessen.

. In Hessen sind 166 kommuna-
le Unternehmen im VKU organi-
siert. Die VKU-Mitgliedsunter-
nehmen in Hessen leisten jähr-
lich Investitionen in Höhe von
über 1,6 Milliarden Euro, erzielen
einen Umsatz von 18,6 Milliar-
den Euro und sind Arbeitgeber
für mehr als 29.300 Beschäftigte.

. Der Vorstand der Stadtwerke
Trier, Arndt Müller, ist seit Juni
2025 Vorsitzender der VKU-Lan-
desgruppe Rheinland-Pfalz.

. In Rheinland-Pfalz sind 103
kommunale Unternehmen im
VKU organisiert. Die VKU-Mit-
gliedsunternehmen in Rheinland-
Pfalz leisten jährlich Investitio-
nen von über 650 Millionen
Euro, erzielen einen Umsatz von
über fünf Milliarden Euro und
sind Arbeitgeber für mehr als
12.500 Beschäftigte.
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Beim Verbrauch haben
die Rechenzentren
in Frankfurt den
Flughafen längst
überholt. Allein im
Stadtgebiet Frankfurts
sind rund
70 Rechenzentren
angeschlossen.

Michael Maxelon,
Vorsitzender, VKU Hessen

Die kommunale Energiewende
kostet Milliarden

Investitionen in digitale Stromzähler und intelligente Netze können die Energiewende
voranbringen. Doch das hat Konsequenzen. Die Vorsitzenden der Verbände der kommunalen

Unternehmen Rheinland-Pfalz und Hessen ordnen das Thema im Interview ein.

Es gibt keine
Deutschland-Schablone
für die Energiewende.

Arndt Müller
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